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Joachim B etz
Umbruch in der 
Entwicklungs­
finanzierung?
E s ist zu  einem Gemeinplatz in der Diskus­sion um  die Zukunft der Entwicklungs­
zusammenarbeit (EZ) geworden, dass diese 
sich in der Krise befin-
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de: einerseits aufgrund 
mangelnder Effizienz, 
andererseits technisch 
bedingt durch die zu­
nehm ende Fragmen­
tierung der G eber­
seite, die Proliferati­
on  von Kleinprojek­
ten , die mangelnde 
Vorhersehbarkeit der
Transfers und Ähnlichem, grundsätzlich je­
doch wegen ihres wenig signifikanten Bei­
trags zu  Wachstum und W ohlfahrt in  den 
Empfängerländern. In  der Krise stecke sie 
aber auch, da sich das internationale Umfeld, 
innerhalb dessen sie operiere, spätestens seit 
Ende des Ost-W est-Konflikts, der sich paral­
lel entfaltenden wirtschaftlichen Globalisie­
rung und dem Aufstieg einer G ruppe aufstre­
bender Volkswirtschaften erheblich verändert 
habe. Dies erfordere eine Ü berprüfung der 
geografischen und sektoralen Schwerpunk­
te der EZ sowie ein besseres Zusammenspiel 
zwischen der herkömmlichen Entwicklungs­
finanzierung durch die öffentliche H and der 
Geberländer und anderen Quellen der Ent­
wicklungsfinanzierung wie privaten Stiftun­
gen, Unternehmen, zivilgesellschaftlichen
O rganisationen, karitativ orientierten Einzel­
personen und -  nicht zu vergessen -  Überwei­
sungen von Gastarbeiterinnen und -arbeitern 
in ihre Herkunftsländer sowie eigenen Steuer- 
einkünften.l1
orientierung der EZ abgeholfen werden könn­
te. Diese Debatte läuft nun schon mehrere Jahr­
zehnte, die konstatierte „Krise“ w ährt daher 
ebenso lange, ohne dass dies zur Einstellung 
der Transfers oder auch nur zur Infragestel­
lung ihrer Zielgrößen geführt hätte -  promi­
nent dabei die Verpflichtung der Geberländer 
zu Leistungen in Höhe von 0,7 Prozent ihres 
Bruttoinlandsprodukts (BIP).
Die Ü berprüfung der Zielerreichung der
M illenniumsentwicklungsziele sowie deren 
N euform ulierung fü r die Zeit nach 2015 ha­
ben im  Umfeld der Vereinten N ationen und 
darüber hinaus zu  einer Intensivierung die­
ser Diskussion geführt. Als deren Ergebnis 
zeichnet sich eine erhebliche Ausweitung des 
Zielkatalogs der internationalen Zusammen­
arbeit ab, vor allem in Richtung Nachhaltig­
keit und Bereitstellung globaler öffentlicher 
Güter. Dies erfordert neue Kooperations­
formen und Finanzierungsquellen und be­
dingt auch eine Infragestellung der klassi­
schen Gegenüberstellung von entwickelten 
und weniger entwickelten Staaten, von G e­
bern und N ehm ern, zugunsten einer O rien­
tierung an universellen Zielen und  Vorgaben.
D er EZ  gehen die A rm en aus
Eine naheliegende Veränderung des interna­
tionalen Umfelds betrifft die Empfängerseite:
Die seit nunm ehr etwa vier Jahrzehnten be­
schriebene wirtschaftliche Differenzierung 
der Entwicklungsländer hat sich seit Anfang/
M itte der 2000er Jahre m it dem Aufstieg der 
Schwellenländer, insbesondere Chinas und 
Indiens, sowie einer Schar weiterer dyna­
misch wachsender Länder fortgesetzt. Zwar 
haben die Spätwirkungen der globalen Fi­
nanzkrise und die überraschende Trendum­
kehr beim Wachstum der subsaharischen so­
wie anderer ärmerer Volkswirtschaften das 
Tempo der Differenzierung wieder etwas ge­
bremst, die absolute A rm ut hat sich jedoch 
weltweit verringert. Seit 1990 hat sich der A n­
teil der Menschen, die in absoluter A rm ut le-
Viele, die an dieser Debatte teilnehmen, fol­
gern daraus eine geringe und abnehmende Le­
gitimation der EZ und stellen Überlegungen
an, wie mangelnder Effizienz durch eine grö­
ßere Selektivität bei der Mittelvergabe sowie 
eine stärkere Konditionierung und Ergebnis-
l1 Vgl. beispielsweise G uido  A shoff/S tephan K linge­
biel, T ransform ation eines Politik  feldes: E nt wick­
lungspolitik i n  der Systemk rise und  vor den H e­
rausforderungen einer kom plexeren Systemumwelt, 
in: F ranziska M üller e t a l. (H rsg.), E nt wick lungs­
theorien, PVS Sonderheft 48, Baden-Baden 2014, 
S. 166-199.
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ben -  gemessen an kaufkraftbereinigten 1,25 
US-Dollar pro Kopf und Tag -  weit mehr als 
halbiert: 2011 lag er in Entwicklungsländern 
bei 17 Prozent der Bevölkerung. Das wich­
tigste Millenniumsziel wurde also vor der 
Zeit erreicht. Den größten Anteil absolut A r­
mer verzeichnen in dieser Reihenfolge das 
subsaharische Afrika sowie Süd- und O st­
asien, also Regionen mit gegenwärtig starker 
W achstumsdynamik. In  anderen Entwick­
lungsregionen ist nur noch ein relativ gerin­
ger Restanteil der Bevölkerung betroffen. A b­
solute A rm ut konzentriert sich überdies auf 
nur wenige Länder -  Indien, Nigeria, C h i­
na, Bangladesch, die Demokratische Repu­
blik Kongo und Indonesien in dieser Reihen­
folge - ,  welche, die Demokratische Republik 
Kongo ausgenommen, A rm utslinderung und 
soziale Mindestsicherung aus eigenen Kräf­
ten bewerkstelligen könnten.l2 N im m t man 
die Projektionen künftigen Wachstums und 
künftiger Armutsentwicklung zum  N enn­
wert, w ird es bis 2030 kaum mehr absolut 
Arme geben.l3
Auch die nicht-einkommensbezogenen In ­
dikatoren der Millenniumsziele zeichnen 
ein nicht allzu schlechtes Bild: Beispielswei­
se wird das Ziel der universellen Einschu­
lung, wenn auch nicht in weiten Teilen des 
subsaharischen Afrikas und Südasiens, im 
D urchschnitt erreicht; auch einer Geschlech­
tergleichheit bei der Schulbildung ist man in­
ternational zum indest auf der Primarstufe 
sehr nahe gekommen; zudem gibt es gewalti­
ge Fortschritte bei der Reduktion der Kinder­
sterblichkeit.
Bei der Ü berw indung der schlimmsten 
Form en von A rm ut und mangelnder sozialer 
Sicherung im weiteren Sinne sind also in  re­
lativ kurzer Zeit beachtliche Fortschritte ge­
macht worden. Das ist unabhängig davon zu 
konstatieren, ob die EZ  wesentlich dazu bei­
getragen hat oder überhaupt effektiv war, so­
wie von der Frage, ob die vereinbarten Zie­
le umfassend genug definiert w urden. Die 
G ruppe der Staaten, die gegenwärtig und in
12 Vgl. World Bank, Global M onitoring R eport 2014/ 
2015. Ending Poverty and Sharing Prosperity, Wash­
ington, D . C . 2014; O rganisation for Economic C o-op­
eration and Development (OECD), Perspectives on 
Global Development 2014. Boosting Productivity to  
Meet the M iddle-Income Challenge, Paris 2014.
13 Vgl. W orld Bank (Anm . 2).
absehbarer Z ukunft zu r Versorgung ihrer 
Bevölkerung m it sozialen und infrastruk tu­
rellen M indestleistungen am wenigsten in  der 
Lage sind, beschränkt sich heute auf die fra­
gilen oder gar gescheiterten Staaten und we­
nige andere auf unterster Entwicklungsstufe.
Angesichts der rückläufigen absoluten A r­
mut und ihrer Konzentration auf eine klei­
ner werdende Gruppe von fragilen Staaten 
unternehmen EZ-Agenturen sowie Vertrete­
rinnen und Vertreter fortgeschrittener Volks­
wirtschaften intellektuelle Klimmzüge, um 
Transfers an Länder mit mittlerem und hö­
herem Einkommen zu rechtfertigen.l4 In  be­
grenzter Anerkennung dieser Lage hat die 
O rganisation für wirtschaftliche Zusammen­
arbeit und Entwicklung (OECD) bereits eine 
beträchtliche Zahl von Empfängerländern 
aus der Liste der Berechtigten genommen, 
weitere werden mit der zunehmenden Kon­
vergenz der W irtschafts- und Sozialprofile 
von etablierten Industriestaaten und aufstre­
benden Volkswirtschaften zwangsläufig fol­
gen. Was jahrzehntelang erhofft wurde, fin­
det seit mindestens einer Dekade statt: Die 
W ohlstandskluft zwischen Entwicklungs­
und Industrieländern weitet sich nicht mehr, 
sondern schrumpft. Das globale wirtschaftli­
che Schwergewicht verlagert sich langsam in 
den Süden beziehungsweise O sten der Erde. 
Kaufkraftbereinigt kommt die sogenann­
te Dritte Welt für etwas mehr als die Hälfte 
des globalen Sozialprodukts auf, ihr Beitrag 
zum  globalen Wachstum liegt bereits bei über 
70 Prozent.l5 Ähnliche Tendenzen sind bei ih­
rem Beitrag zum  weltweiten Wachstum, A u­
ßenhandel, bei den Devisenreserven und auch 
bei der Entwicklung der globalen Machtver­
teilung erkennbar. Dam it erodiert die logische 
Basis der bisher geleisteten EZ.
Vielfältige Finanzierungsmöglichkeiten
Entwicklungsländer verfügen heutzutage über 
eine Vielzahl ergiebiger, neuer und alter, ex­
terner und interner Finanzierungsquellen für
14 Tatsächlich entfiel in  den vergangenen Jah ren im ­
m er noch etw a die H älfte  der öffentlichen EZ  auf 
Länder m it m itt lerem und  hohem  E in kom m en. Vgl. 
O E C D  (Anm . 2).
15 Vgl. W orld Ba nk , G lobal Developm ent H o r izons. 
C apital for the Future: Saving and Investm ent in  an 
Interdependent W orld, W ashington, D . C . 2013.
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Entwicklungsprogramme. Dies reduziert den 
Stellenwert der klassischen öffentlichen EZ 
erheblich. Unter öffentlicher EZ (Official De­
velopment Assistance, ODA) werden nach 
der Definition des Entwicklungsausschusses 
der O E C D  Leistungen an Entwicklungslän­
der, ihre Staatsangehörige oder internationa­
le Organisationen zugunsten von Entwick­
lungsländern m it einem Zuschusselement von 
mindestens 25 Prozent gefasst, die von öffent­
lichen Stellen m it dem vorrangigen Ziel der 
Förderung der wirtschaftlichen und sozialen
Entwicklung von Entwicklungsländern ver­
geben werden.l6 Das ODA-Volumen der 34 
OECD-M itgliedstaaten belief sich 2013 auf 
rund 135 Milliarden US-Dollar, ih r Anteil an
den gesamten externen Kapitalzuflüssen in
Entwicklungsländern ist auf etwa ein Sechstel 
geschrumpft. Diese externen M ittel kommen 
wiederum für ein Sechstel der gesamten In ­
vestitionen auf. Natürlich ist die Abhängigkeit 
von ODA unterschiedlich und in den ärm s­
ten Staaten, vor allem auf dem afrikanischen 
Kontinent, noch beachtlich, wobei auch hier 
nachlassend. Es wäre jedoch verwegen, die
vergünstigten öffentlichen Transfers flächen­
deckend für einen zu  großen Teil des w irt­
schaftlichen und sozialen Fortschritts (oder 
der Stagnation) im gesamten globalen Süden 
verantwortlich zu machen.
Auf der U N -K onferenz zu  Entwicklungs­
finanzierung 2002 in  M onterrey, Mexiko, bei 
der auch W eltbank, Internationaler W äh­
rungsfonds und  W elthandelsorganisation 
vertreten waren, w urde erstmals über die ge­
samte Palette an M öglichkeiten zu r Mobili­
sierung von Finanzm itteln fü r Entwicklung 
diskutiert und deren Bedeutung für die Fi­
nanzierung der Um setzung der M illenni­
umsziele betont.
Eine naheliegende interne, in  der interna­
tionalen D iskussion häufig unterbelichtete 
Finanzierungsquelle sind die eigenen Steu­
ereinnahm en eines Landes. D ie Generierung 
ausreichender Einnahm en ist jedoch ange­
sichts des Umfangs des informellen Sektors, 
des Vorherrschens von Kleinbetrieben und 
der geringen Steuerdisziplin beziehungswei-
l6 Vgl. Bundesm  inisterium  fü r w ir tschaftliche Z u­
sam m enarbeit und  Entw icklung, Leitfaden „Was ist 
O fficial Developm ent Assistance (ODA)?“, ww w. 
bm z.de/de/m inisterium /zahlen_fakten/h in tergrund/ 
leitfaden/index.htm l (6. 1. 2015).
se der Kapitalflucht gerade in  besonders ar­
men Ländern ein schwieriges Unterfangen. 
Die Steuerquote liegt in  solchen Ländern 
meist bei unter 15 Prozent des BIP. G rößten­
teils bedingt durch steigende Rohstofferlöse 
haben die Steuereinnahmen in  der vergange­
nen Dekade durchschnittlich aber kräftig zu­
genommen. E in größerer Ertrag wäre durch 
die Schließung von Steuerschlupflöchern, den 
Abbau von Subventionen, eine bessere Ad­
m inistration und K orruptionsbekäm pfung 
durchaus erreichbar.l7 Auch auf der Verwen­
dungsseite der Steuermittel gäbe es erhebli­
chen Spielraum: E in nicht unbeträchtlicher 
Teil der Staatsausgaben von Entwicklungs­
ländern (oftmals bis zu  einem Viertel) w ird 
von Subventionen beispielsweise fü r Energie, 
Kraftstoffe und N ahrungsm ittel absorbiert, 
die nu r sehr begrenzt den Bedürftigen zugu­
tekommen. Bei den staatlichen Bildungs- und 
G esundheitsprogram m en ist es oft nicht an­
ders, vielfach könnten die gleichen Ergebnis­
se m it einem deutlich geringeren M ittelein­
satz und ihrer besseren Verteilung erreicht 
werden.l8
Eine w eitere quasi-interne, aber noch
schwieriger zu erschließende Quelle wäre
die Unterbindung von Kapitalflucht und ex­
zessiver K orruption, die M ittel für öffentli­
che Investitionen verringern oder diese durch 
Seitenzahlungen verteuern. Allein die durch
illegale Abflüsse erlittenen Verluste, die im
Wesentlichen durch eine U nterfakturierung 
von Exporten und eine Ü berfakturierung von 
Im porten sowie die Anlage dieser „Erlöse“ 
im Ausland entstehen, beliefen sich 2012 -  al­
lerdings methodisch sehr schwer einzuschät­
zenden Analysen zufolge -  auf immerhin 
946,7 Milliarden US-Dollar.l9 Spitzenreiter 
bei der Höhe dieser gesetzeswidrigen Trans­
fers sind die asiatischen Länder, bezogen auf 
das BIP aber der afrikanische Kontinent. Es 
gibt einen engen Zusammenhang zwischen 
Kapitalverkehrskontrollen, der Korruption
17 Vgl. In ternational M onetary  F und  (IM F), Revenue 
M obilization in  Developing C ountries, Wa sh ington, 
D . C . 2011.
18 Vgl. zu  Bildung L ant P ritchett, The R ebirth  of E d­
ucation, C enter for G lobal Developm ent, W ashing­
ton , D . C . 2013; zu  G esundheit W orld H ealth  O rgan­
ization, T he W orld H ealth  R eport. H ealth  Systems 
Financing, G eneva 2010.
19 Vgl. D ev K ar/B r ia n  LeBla nc, Illicit Fi nancia l 
Flows from  Developing C ountries: 2002-2011, G lo­
bal Financial Integrity , W ashington, D . C . 2013.
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in  einem Land und dem relativen Volumen 
dieser illegalen Abflüsse. Deshalb wären eine 
nachhaltige Verbesserung der institutionellen
Q ualität und Transparenz in weniger entwi­
ekelten Ländern hilfreich -  ein allerdings rela­
tiv langfristiges Unterfangen. Bei der Bewäl­
tigung dieser Aufgabe könnten Anlageländer 
der oft illegalen Transfers und Gastländer von 
Konzernen, die Bestechung leisten, kräftig 
mithelfen, tun  dies jedoch tro tz  einschlägi­
ger Vereinbarungen nur in begrenztem Maße. 
Unternehmen, die Bestechung in Entwick­
lungsländern geleistet haben, wurden bisher 
nur in wenigen Staaten sanktioniert, H ilfe bei
der Repatriierung illegaler Abflüsse ist noch
seltener.l10
Die wichtigste externe Finanzierungsquel­
le fü r nahezu alle Entwicklungsländer sind 
E inkünfte aus dem E xport von G ütern  und 
Dienstleistungen. Diese beliefen sich 2012 
m it 8,3 Billionen US-D ollar auf fast die H älf­
te der globalen Ausfuhren. Seit Jahren wach­
sen die Ausfuhren aus Entwicklungsländern 
doppelt so schnell wie jene der Industrie­
staaten, ru n d  60 Prozent sind mittlerweile 
Fertigwaren. D er Anteil des sogenannten 
Süd-Süd-Handels hat sich seit 1980 verdrei- 
facht.l11 Diese erfreulichen D aten betreffen 
vor allem die asiatischen Volkswirtschaften. 
Die Exporterlöse afrikanischer, arabischer 
und  lateinamerikanischer Staaten beruhen 
nach wie vor stark auf Rohstoffen und wer­
den auch zu  einem nicht geringen Teil von 
Tochtergesellschaften westlicher oder trans­
nationaler U nternehm en erw irtschaftet, wo­
m it sie in  ärm eren Ländern w iederum  nur 
begrenzt über eine Besteuerung zu r staatli­
chen Entwicklungsfinanzierung verwendet 
werden können. D ie Leistungsbilanzen der 
einst notorisch verschuldeten Staaten haben 
sie zwischenzeitlich aber erheblich entlastet 
und verschiedentlich auch zum  Aufbau hoher 
Devisenreserven geführt.
Eine seit Jahrzehnten wichtiger werden­
de externe Q uelle sind private D irektinves­
titionen aus dem  Ausland, deren Umfang 
in  Entw icklungsländern sich 2013 auf rund  
778 M illiarden U S-D ollar belief. Im  G e­
gensatz zu  anderen privaten K apitalströ-
110 Vgl. Larissa Gray, Few  and Far: The H ard  Facts 
on  Stolen A sset Recovery, W ashington, D . C . 2014.
111 Vgl. W orld Trade O rganization , W orld Trade Re­
p o rt 2013, Geneva 2013.
m en weisen sie einen einigerm aßen stabilen 
Verlauf auf. 2012 übertrafen Entw icklungs­
länder erstm als die Industriestaaten als A n­
lagesphäre fü r private D irektinvestitionen. 
E in  steigender A nteil entfällt auf Süd-Süd­
Investitionen (H auptquelle: China). D ie frü ­
her oft bemängelte K onzentration der D i­
rektinvestitionen hat sich etwas gem ildert, 
selbst das subsaharische A frika w ird  neuer­
dings stärker bedacht.l12 Aber auch die Sum­
me der erw ähnten Bankkredite, kurzfristi­
ger Darlehen und  von Entw icklungsländern 
ausgegebener A nleihen ist -  m it starken U n­
terbrechungen w ährend der internationa­
len Finanzkrise -  beachtlich gewachsen: Sie 
sum m ierten sich 2012 auf 383,9 M illiarden 
US-D ollar, also auf weit über das Doppelte 
des ODA-Volumens.l13 A m  stärksten  fluktu­
ierten kurzfristige D arlehen und  B ankkre­
dite, A nleihen verzeichnen erst neuerdings 
einen starken Anstieg. Auch diese Zuflüsse 
weisen eine starke Länderkonzentration auf. 
Bezogen auf das BIP der Empfänger schnei­
den aber die ärm eren Entw icklungsländer 
in  Südasien und  Subsahara-Afrika nicht viel 
schlechter ab als der Rest.
G eradezu explosionsartig sind die soge­
nannten G astarbeiterüberw eisungen von 
im  A usland lebenden A rbeitskräften in  ihre 
H eim atländer gestiegen: Sie beliefen sich 
2012 auf 351 M illiarden U S-D ollar (2000: 
123 M illiarden US-Dollar), also auf fast das 
Dreifache der ODA-Transfers. Sie w urden 
etw a hälftig aus O EC D -M itgliedstaaten und  
anderen (hauptsächlich nahöstlichen) Regi­
onen überwiesen und  entlasteten die Leis­
tungsbilanz vor allem der ärm eren E nt­
wicklungsländer kräftig. Im  Gegensatz zu  
anderen externen Zuflüssen w aren sie über­
dies eher antizyklischer N atu r, stiegen also 
eher in  Zeiten der N o t. l14 Ih r  Entw icklungs­
beitrag ist dennoch zweifelhaft, da sie eher 
den K onsum  der Angehörigen von A rbeits- 
m igrantinnen und  -m igranten fördern und 
möglicherweise auch deren Eigenanstren­
gungen dämpfen. Zudem  schwächt der K a-
112 Vgl. U nited  N ations C onference on  Trade and D e­
velopm ent ( U  N C T A D ), W orld Investm ent R eport 
2014. Investing in  the  SD Gs. A  n  A ction Plan , N ew  
Y ork-G enf 2014.
113 Vgl. W orld Bank, In ternational D ebt Statistics 
2014, W ashington, D . C . 2014.
114 Vgl. O E C D , Developm ent C o-operation  R eport 
2014. M obilising Resources for Sustainable D evelop­
m ent, Paris 2014.
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pitalzufluss durch die dam it einhergehende 
W ährungsaufw ertung die w irtschaftliche 
K onkurrenzfähigkeit des H eim atlandes der 
G astarbeiter. D as gilt eingeschränkt freilich 
auch fü r O D A .
Ferner sind bei den externen Zuwendun­
gen an Entwicklungsländer auch die Trans­
fers von Nichtregierungsorganisationen, Un­
ternehm en und  Einzelpersonen gewachsen. 
D as Volumen dieser Transfers ist schwer zu  
bestim m en und w urde vom Entwicklungs­
ausschuss der O E C D  für 2011 auf 32 Mil­
liarden US-D ollar geschätzt, was etw a ei­
nem  Viertel der O D A  entsprach. H in zu  
kom m en entsprechende Zuwendungen aus 
N icht-O EC D -Staaten und rasch wachsende 
Spenden von Einzelpersonen, die über elek­
tronische Plattform en abgewickelt werden. 
Eng verwandt m it diesen Q uellen sind Zu­
wendungen von Stiftungen, deren Volumen 
m it knapp 30 M illiarden US-D ollar 2012 
auch bereits etwa einem Viertel der O D A  
entsprach. Stiftungen passen sich jedoch nur 
begrenzt den Prioritäten und Verfahren der 
übrigen G eber an und widmen sich vorwie­
gend Bildungs-, G esundheits- und Umwelt- 
programmen.l15
N icht zuletzt gibt es auch die „neuen“  Ge­
ber aus den Reihen der Entwicklungsländer 
selbst, zeitlich startend mit den arabischen 
Ö lförderländern in  den 1970er Jahren, wo­
bei es zuvor schon sehr kleine chinesische 
und  indische Programme gegeben hatte, spä­
ter ergänzt durch eine Reihe von Schwellen­
ländern und  ehemals sozialistischen Staaten, 
zu letz t auch durch die 2014 gegründete N ew  
Development Bank der regionalen Führungs­
mächte Brasilien, Russland, Indien, China 
und  Südafrika (BRICS). Die Programme die­
ser neuen G eber zeichnen sich durch die an­
gebliche Abwesenheit von Auflagen und  ei­
nem gemeinsamen N utzen  aus. M it rund  15 
M illionen US-Dollar entspricht das Volu­
men ihrer Transfers etwa einem Zehntel der 
O D A .l16
Diese Aufstellung der Kapitalquellen von 
Entwicklungsländern macht eines deutlich:
D en meisten Staaten mit mittlerem Einkom ­
men und  jenen ärm eren Staaten, die privaten
115 Vgl. ebd.
116 Vgl. O E C D , Developm ent co-operation  R eport 
2011. 50th A nniversary E dition , Paris 2011.
Investoren verlässliche Bedingungen bieten, 
fehlt es nicht an M öglichkeiten, M ittel zu r 
Finanzierung von Fortschritt und W ohlfahrt 
zu  mobilisieren. O D A  kom m t nur noch für 
einen durchschnittlich sehr kleinen Teil der 
Entwicklungsbemühungen auf.
Effizienz der EZ
Ü ber den effektiven und  effizienten E in­
satz der O D A -M ittel gibt es eine schon jahr­
zehntelange wissenschaftliche D ebatte, die 
hier nicht nachgezeichnet werden soll. N u r 
so viel: N im m t m an einen beidseitig kau­
salen Einfluss der EZ  auf W achstum an 
schließt Beiträge wie etw a N ahrungsm it­
telhilfe und  Verwaltungskosten aus, die den 
Empfängern nu r begrenzt nutzen, geht von 
längeren A m ortisationszeiträum en etw a für 
Bildungs- und  Gesundheitshilfe aus und  be­
rücksichtigt die W echselwirkung von EZ 
und  guter R egierungsführung, so stellt sich 
der W achstumsbeitrag der EZ  m oderat po­
sitiv dar.l17
Die offizielle D ebatte um  die W irkungs­
steigerung der EZ  verläuft freilich in  anderen,
eher technokratischen Bahnen. Im  Zentrum  
stehen hier die beklagte Fragmentierung der 
Geber und Projekte, die mangelnde Vorher­
sehbarkeit der Zuwendungen, das fehlen­
de ownership der Projekte und Programme 
durch die Regierungen der Empfängerländer 
und -  dam it zusammenhängend -  das Ü ber­
maß an Verwaltungsaufwand, restriktiven
Verwendungsauflagen oder Vorbedingungen
(Konditionalität). Es gibt einen recht eindeu­
tigen negativen empirischen Zusammenhang 
zwischen der Fragmentierung der H ilfe und 
-  vor allem in Bezug auf das subsaharische 
A frika -  dem w irtschaftlichen W achstum.l18 
Ferner stellen nicht vorhersehbare EZ-Zu- 
wendungen eine Quelle wirtschaftlicher und 
fiskalischer Instabilität in  Entwicklungslän-
117 Vgl. C hanning  A rn d t et al., A id and G row th , 
U N U -W ID E R  Discussion Paper 5/2009; Tseday Je- 
m aneh M ekasha/F inn Tarp, A id  and G row th : W hat 
M eta-Analysis Reveals, Journal of Developm ent Stu­
dies, 49 (2013) 4, S. 564 -583; Jonathan G lenn ie/A ndy 
Sum ner, The $ 138.5 Bill ion Q uestion: W hen Does 
Foreign A id W ork (and W hen D oesn 't It)?, C enter for 
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dern dar. D ie entsprechenden W ohlfahrtsver­
luste können gerade fü r ärmere Länder be­
trächtlich sein.l19
Seit der Jahrtausendwende sind internati­
onal zahlreiche Beschlüsse gefasst worden, 
um  die W irksamkeit der EZ zu  verbessern. 
Damals wurde m it den M illenniumsent­
wicklungszielen ein Katalog von allgemei­
nen, messbaren Entwicklungszielen und de­
finierten Zeiträumen zu  ihrer Um setzung 
beschlossen. Anschließend w urden auf den 
H ochrangigen Foren zur W irksamkeit der 
EZ in Paris (2005), Accra (2008) und Busan 
(2011) Verfahren vereinbart, die einen w ir­
kungsvolleren M itteleinsatz garantieren sol­
len, und schließlich versprachen die Geber 
auf fast allen Ebenen Politikkohärenz, also 
die möglichst große Ü bereinstim m ung von 
Entw icklungspolitik m it der Politik anderer 
Ressorts gegenüber der weniger entwickelten 
Welt.l20
Bei der U m setzung dieser Verpflichtun­
gen gibt es deutliche Defizite: Von den in 
Paris vereinbarten Zielen w urde bis 2010 
m it der K oordination der Technischen Zu­
sammenarbeit nur eines erreicht. D ie Fort­
schritte waren auf Geberseite sehr unein­
heitlich und sinnigerweise schwächer als bei 
den Empfängern. Besonders schwach waren 
sie bei der Aufhebung der Lieferbindung, 
der Entsendung gemeinsamer Gebermissio­
nen und der Linderung der Fragmentierung
von EZ . A ls H auptgrund für die Defizi­
te führte die O E C D  politische W iderstän­
de in  den nationalen Fachministerien gegen 
einen Kontrollverlust auf.l21 D em  aktuellen 
Fortschrittsbericht zufolge gibt es nach wie 
vor Verbesserungsbedarf bei der O rientie­
rung an den Zielsetzungen der Partnerländer, 
der N utzung ihrer Haushaltssysteme für die 
Um setzung von EZ sowie bei der Einbezie­
hung der Zivilgesellschaft und des Privatsek­
tors in die Entwicklungsplanung.l22
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EZ und  globale öffentliche G üter
2015 endet der Zeitrahmen für die Erreichung
der M illenniumsentwicklungsziele. Schon 
lange vorher setzte eine internationale D e­
batte ein, wie diese fortentwickelt werden 
müssten, vor allem seit der Rio+20-Konfe- 
renz 2012. Seitens der Vertreter der Indust­
riestaaten besteht Einigkeit, dass die EZ sich 
künftig  auf die ärmsten, fragilen Staaten kon­
zentrieren müsse und  einen Beitrag zur Fi­
nanzierung sogenannter globaler öffentlicher 
G üter leisten solle. Dabei handelt es sich um  
öffentliche G üter, deren Bereitstellung nicht 
von einem Staat allein, sondern nur durch die 
regionale oder globale Zusammenarbeit meh­
rerer Staaten gewährleistet werden kann, wie 
beispielsweise Frieden, die D urchsetzung der 
Menschenrechte, die Erhaltung der Umwelt 
und  des W eltklimas, aber auch Finanzstabili­
tät und freier Handel. Nachhaltigkeit w ar seit 
Beginn der Diskussionen ein prominentes
Thema. Dies spiegelt sich auch im  vorläufigen 
Katalog der Sustainable Development Goals 
(SDGs) wider, der 17 Ziele m it insgesamt 169
Unterzielen umfasst, die alles enthalten, was 
sich die M enschheit an Fortschritt wünschen 
kann.l23 Die künftigen Ziele differenzieren 
nicht m ehr nach Industrie- und Entwick­
lungsländern, sondern nach dem Vermögen 
eines Landes, die Ziele zu  erreichen. Dam it 
heben sie die klassische Trennung von G e­
bern und  N ehm ern in der EZ auf. Indem  sie 
menschliche Entw icklung und globale N ach­
haltigkeit annähernd gleich gewichten, stel­
len die SDGs letztlich einen Katalog für die 
Bereitstellung globaler öffentlicher Güter dar 
und  sprengen den Rahmen der bisherigen EZ 
vollständig.
Wie die M ittel für die Realisierung des neu­
en Zielkatalogs aufgebracht werden sollen -  
die Konferenz der Vereinten N ationen für
H andel und Entwicklung (U N C T A D ) rech­
net im m erhin m it einem allein für die Ziel­
um setzung in Entwicklungsländern nöti­
gen Finanzvolum en von 3,3 bis 4,5 Billionen 
US-D ollar pro Jahr, das Intergovernmental 
Com m ittee of Experts on Sustainable Deve­
lopment Financing m it einem globalen Be-
l23 Vgl. U nited  N ations General Assembly, T he Road 
to D ignity  by  2030: Ending Poverty, Transform ing
A ll Lives and Protecting  the Planet, Synthesis R eport
of the Secretary-G eneral on the Post-2015 Sustaina­
ble D evelopm ent Agenda, N ew  York 2014.
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darf von noch deutlich mehrl24 -  und nach 
welchem Verfahren und Schlüssel sie verteilt 
werden sollen, ist noch reichlich unklar. Si­
cher ist jedoch, dass hierfür die O D A  m it ih­
rer nie erreichten Zielgröße von 0,7 Prozent 
des BIP der Geberländer nicht ausreicht.
Im  Juli 2015 soll auf der dritten interna­
tionalen Konferenz zu  Entwicklungsfinan­
zierung in Addis Abeba eine neue Partner­
schaft für Entwicklung beschlossen werden, 
im September auf der Vollversammlung der 
Vereinten N ationen die SDGs. Bislang vor­
liegende Papiere lassen erkennen, dass zur 
Finanzierung der SDGs alle Q uellen ge­
nutzt werden sollen. D azu gehören nationale 
Steuereinkünfte sowie private in- und auslän­
dische Finanzierungsquellen, denen ein er­
staunlich hoher Stellenwert eingeräumt w ird, 
neue, innovative Finanzierungsinstrum en­
te wie Steuern auf Flugtickets, F inanztrans­
aktionen und Klimagasemissionen, und nach 
wie vor die O D A , die endlich auf 0,7 Prozent 
des BIP der Geberländer gesteigert werden 
soll. W irtschaftliche und soziale K ernfunkti­
onen sollen im Wesentlichen durch nationale
Steuermittel finanziert werden, Vorhaben im
Bereich der Nachhaltigkeit (Klima, Land­
w irtschaft, In frastruk tu r und Industrie) vor 
allem durch den Einsatz privater M ittel, der 
durch staatliche Vorgaben geleitet und regu­
liert werden soll, während zugleich eine ge­
rechtere Integration der Entwicklungsländer 
in  die W eltwirtschaft vorangetrieben wer­
den soll.l25 Die EZ spielt bei diesen Überle­
gungen nur noch eine untergeordnete Rolle 
und soll auf die ärm sten und verwundbarsten 
Gesellschaften konzentriert werden. Ihre Ef­
fizienz soll verbessert werden und sie soll im 
W esentlichen dazu dienen, langfristige, pri­
vate M ittel für die Realisierung der SDGs zu  
mobilisieren.
Obgleich die Realisierungschancen dieser 
Finanzierungsvorhaben als eher bescheiden 
einzuschätzen sind, w ürde eine auch nur an­
satzweise U m setzung dieser Agenda bedeu­
ten, dass die EZ , wie w ir sie kannten, der Ver­
gangenheit angehören wird.
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velopm ent G oals: A n  A ction Plan, Trade and Devel­
opm ent B oard, 61st Session 2013.
125 Vgl. U nited  N ations G eneral Assembly (Anm . 23).
A PuZ  7-9/2015 29
